
vanz. Der Österreichische Verfassungsgerichtshof hat ein grund-
sätzliches Recht auf Werbung und damit eine weitgehende Li-
beralisierung der anwaltlichen Werbebeschränkungen bestätigt.
Anders als das BVerfG knüpft der Verfassungsgerichtshof hierbei
nicht an der allgemeinen Berufsfreiheit des RA an, sondern be-
gründet das grundsätzliche anwaltliche Recht auf Werbung mit
dem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf freie Mei-
nungsäußerung gem. Art. 10 Abs. 1 EMRK. Die Verbreitung von
inhaltlich richtiger und objektiv sachlicher Information dürfe für
den RA nicht eingeschränkt werden. Das BVerfG hat mit Be-
zugnahme auf die Berufsausübungsfreiheit nach Art. 12 GG be-
kanntlich wiederholt3 zum Ausdruck gebracht, dass den RAen
für sachgerechte, nicht irreführende Information im rechtlichen
und geschäftlichen Verkehr Raum verbleiben muss4 und eine
Anzeige, die dem Interesse des Adressatenkreises – eine sach-
lich angemessene Information zu finden – gerecht wird, die for-
mal und inhaltlich angemessen gestaltet ist sowie keinen Irrtum
erregt, einem RA grundsätzlich erlaubt ist.5

II. Überträgt man den konkreten österreichischen Fall auf das
deutsche Berufsrecht, sieht man sich der Vorschrift des § 6 Abs. 3
BORA gegenüber. Der österreichische Kollege hatte in der Son-
derbeilage einer Zeitung im Zusammenhang mit der Eröffnung
eines großen Bauvorhabens in einem Inserat mit folgendem
knappen Satz darauf hingewiesen, dass er hinsichtlich der
Grundstücksverträge alle Behördenverfahren koordiniert hat:

„1991 bis 1996 Koordination aller Behördenverfahren
Grundstücksverträge

Rechtsanwaltskanzlei Dr. B. H.
Mitarbeiter Dr. W. R. (Kanzleianschrift)“

1. Nach § 6 Abs. 3 BORA ist einem deutschen RA eine ver-
gleichbare Informationswerbung in einer Zeitung untersagt.
Diese Aussage wäre ihm lediglich in Praxisbroschüren, Rund-
schreiben und anderen vergleichbaren Informationsmitteln er-

laubt, sofern die ausdrückliche Einwilligung des Mandanten
vorliegt. Die Frage nach der Verfassungsmäßigkeit dieser Ein-
schränkung ist im Hinblick auf die Aussagen von BVerfG und
Österreichischem Verfassungsgerichtshof mehr als berechtigt.
Eine derartige Beschränkung der anwaltlichen Berufsausübung
ist verfassungsrechtlich schwer zu rechtfertigen6. Aussagen wie
diese enthalten sachliche7 Informationen, die für sich genom-
men weder irreführend sind noch ein reklamehaftes Heraus-
stellen zum Gegenstand haben. Ein Zeitungsleser wird auf
diese Weise über einen Ausschnitt des Dienstleistungsangebots
bzw. die konkrete Berufstätigkeit des Anwalts informiert. Hier-
durch wird dem Interesse der Adressaten, eine sachliche be-
rufsbezogene Information vorzufinden, Rechnung getragen.
Die Beurteilung der bestimmten Form einer Werbung als
grundsätzlich unsachlich käme nur in Betracht, wenn ihr Er-
scheinungsbild derart im Vordergrund stünde, dass ihr eigentli-
cher Inhalt weit dahinter zurückbliebe. Ist dies aber eindeutig
nicht der Fall, müssen für den RA in einem Zeitungsinserat die
gleichen Informationen zulässig sein, die auch sein Rund-
schreiben, seine Kanzleibroschüre oder seine Homepage ent-
halten dürfen8. 

2. Festzuhalten bleibt, dass nicht die Gestattung von Anwalts-
werbung einer Rechtfertigung bedarf, sondern deren Einschrän-
kung9. Eine Rechtfertigung für die Einschränkung nach 
§ 6 Abs. 3 BORA, die einer verfassungsrechtlichen Überprüfung
standhält, ist bisher nicht ersichtlich. 

Rechtsanwalt Christian Dahns, Berlin

Der Volltext der Entscheidung ist unter www.brak.de abrufbar.
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3 Huff (ZRP 2001, 509) spricht in diesem Zusammenhang treffend von
einer gebetsmühlenartigen Übung.

4 BVerfGE 82,18 (28) = NJW 1990, 2122.
5 BVerfG, BRAK-Mitt. 2001, 295 ; BVerfG, BRAK-Mitt. 2000, 89; BGH,

NJW 1997, 2522.

6 So auch Römermann in Hartung/Holl, Anwaltliche Berufsordnung,
2. Aufl. 2001, der unter Bezugnahme auf das BVerfG (NJW 1996, 3067
= ZIP 1996, 1626) konstatiert, dass unter dem Aspekt der Berufsfrei-
heit eine Differenzierung zwischen erlaubten und verbotenen Werbe-
trägern nicht generell ohne Berücksichtigung des Inhalts der Werbung
möglich ist.

7 Vgl. zur Sachlichkeit auch BGH, BRAK-Mitt. 2001, 189; Eylmann,
AnwBl. 1996, 481 (483).

8 So auch Bardenz, MDR 2001, 248.
9 Vgl. BGH, BRAK-Mitt. 2001, 189; Mayen, NJW 1995, 2317 (2320);

Krämer, FS Piper 1996, 327 (330 f.).

Amtliche Bekanntmachung

1. Beschlüsse der 3. Sitzung der 2. Satzungsversammlung bei der Bundesrechtsanwaltskammer am 22. 11. 2001 in Berlin

In § 4 Abs. 2 Satz 3 BORA werden die Worte „30.000,00 DM“ durch die Worte „15.000,00 €“ ersetzt.

Die vorstehenden Beschlüsse werden hiermit ausgefertigt.

Berlin, den 14. Januar 2002 Bamberg, den 16. Januar 2002

(Dr. Dombek) (Böhnlein)
Vorsitzender Schriftführer

2. Die Bundesministerin der Justiz hat im Februar 2002 mitgeteilt, dass diese Änderung nicht aufgehoben wird (§ 191e
BRAO). 

3. In-Kraft-Treten
Die Änderungen treten am 1. 5. 2002 in Kraft.


